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Dringliches POSTULAT 
 

 

Parteienberichte auf der Website der Gemeinde Allschwil 
 
Die Herausgeberin des Allschwiler-Wochenblattes (AWB), die Lokalzeitungen Verlags AG (LV), hat 
unmissverständlich mitgeteilt, dass sie aus wirtschaftlichen Gründen künftig ein dünneres AWB 

herausgeben werden. Dies hat zur Folge, dass pro Ausgabe und Beitrag einer politischen Gruppie-
rung statt wie bisher 2240 Zeichen, lediglich nur noch 1500 Zeichen zur Verfügung gestellt wer-
den kann. Dies entspricht einer Kürzung von 33%! Zur Veranschaulichung: 2240 Zeichen füllen 

eine Spalte einer AWB-Seite und dies war in der Vergangenheit schon wenig, um den Lesern eine 
sinnvolle und aussagekräftige Information zukommen zulassen. Wenn nun noch weniger Platz zur 
Verfügung gestellt wird, verzichtet man je nach Thematik besser auf eine Publizierung, denn ob-

wohl in der Kürze die Würze liegt, so reicht es kaum, das Effektive auszusagen. Erschwerend 
kommt hinzu, dass das AWB unter umständen nicht mehr sämtliche eingesandten Berichte be-
rücksichtigt wird oder allenfalls in Eigenregie kürzt. So wird medial die Politikinformation gesteu-

ert. Von dieser Sparaktion sind auch die Leserbriefe betroffen. Somit steht künftig noch weniger 
Platz für die öffentliche Meinung zur Verfügung als bisher und in der Vergangenheit sind schon 
einige Leserzuschriften aus Platzmangel nicht abgedruckt worden. Wenn man bedenkt, dass das 

AWB jährlich einen Gemeindebeitrag von Fr. 60‘000.- erhält, auch wenn der Gemeinderat von ei-
nem äusserst attraktiven Preis spricht, ist es mehr als bedenklich, wie sich das AWB gegenüber 
ihrer Leserschaft verhält. Dass die Abonnementsverkäufe rückläufig sind, liegt grösstenteils an der 
abnehmenden Attraktivität der AWB-Ausgaben. Der nächste Schritt wird derjenige sein wie in Rei-

nach, die Internetzeitung.  
 

 

Antrag 
 

Der Gemeinderat wird gebeten zu prüfen, ob auf der Gemeinde-Website den Parteien und der 
Bevölkerung eine Publizierungsplattform geboten werden kann.  

 

 

 

 


